
Artikel 10 

Versteigerung von Zertifikaten 

 

(1) Ab dem Jahr 2013 versteigern die Mitgliedstaaten sämtliche Zertifikate, die nicht gemäß 
Artikel 10a und 10c kostenlos zugeteilt werden. Bis 31. Dezember 2010 bestimmt und 
veröffentlicht die Kommission die geschätzte Menge der zu versteigernden Zertifikate. 

(2) Die Gesamtmenge der von jedem Mitgliedstaat zu versteigernden Zertifikate setzt sich 
zusammen aus  

a) 88 % der Gesamtmenge der zu versteigernden Zertifikate, die unter den Mitgliedstaaten 
in Anteilen aufgeteilt wird, die dem Anteil des betreffenden Mitgliedstaats an den geprüften 
Emissionen im Rahmen des Gemeinschaftssystems im Jahr 2005 oder im Durchschnitt 
des Zeitraums von 2005 bis 2007 — je nachdem, welcher Wert höher ist — entsprechen; 

b) 10 % der Gesamtmenge der zu versteigernden Zertifikate, die im Interesse der Solidarität 
und des Wachstums in der Gemeinschaft unter bestimmten Mitgliedstaaten aufgeteilt wird, 
wodurch sich die Zahl der von diesen Mitgliedstaaten jeweils versteigerten Zertifikate 
gemäß Buchstabe a um die in Anhang IIa aufgeführten Prozentsätze erhöht; und 

c) 2 % der Gesamtmenge der zu versteigernden Zertifikate, die unter jenen Mitgliedstaaten 
aufgeteilt werden, deren Treibhausgasemissionen 2005 mindestens 20 % unter den ihnen 
im Kyoto-Protokoll vorgeschriebenen Werten des Bezugsjahres lagen. Die Aufteilung 
dieses Prozentsatzes unter den betroffenen Mitgliedstaaten ist in Anhang IIb beschrieben. 

Für die Zwecke von Buchstabe a wird der Anteil der Mitgliedstaaten, die 2005 nicht am 
Gemeinschaftssystem teilgenommen haben, auf der Grundlage ihrer im Rahmen des 
Gemeinschaftssystems geprüften Emissionen des Jahres 2007 berechnet. 

Nötigenfalls werden die in den Buchstaben b und c genannten Prozentsätze proportional 
angepasst, um sicherzustellen, dass die Umverteilung 10 % und 2 % entspricht. 

(3) Die Mitgliedstaaten bestimmen die Verwendung der Einnahmen aus der Versteigerung der 
Zertifikate. Mindestens 50 % der Einnahmen aus der Versteigerung von Zertifikaten gemäß 
Absatz 2 einschließlich sämtlicher Versteigerungseinnahmen gemäß Absatz 2 Unterabsatz 
1 Buchstaben b und c oder der entsprechende finanzielle Gegenwert dieser Einnahmen 
sollten für einen oder mehrere der folgenden Zwecke genutzt werden:  

a) Reduzierung von Treibhausgasemissionen, einschließlich durch Beiträge zum Globalen 
Dachfonds für Energieeffizienz und erneuerbare Energien und zum Anpassungsfonds, der 
auf der 14. Konferenz von Posen über den Klimawandel (COP 14 und COP/MOP 4) 
operationalisiert wurde, Anpassung an die Auswirkungen des Klimawandels und 
Finanzierung von Forschung und Entwicklung sowie von Demonstrationsprojekten auf den 
Gebieten der Emissionsminderung und der Anpassung an die Auswirkungen des 
Klimawandels, einschließlich der Beteiligung an Initiativen im Rahmen des Europäischen 
Strategieplans für Energietechnologie und der Europäischen Technologieplattformen; 

b) Entwicklung erneuerbarer Energieträger um die Verpflichtung der Gemeinschaft, bis 2020 
20 % ihres Energiebedarfs aus erneuerbaren Energien zu decken, zu erfüllen sowie 
Entwicklung anderer Technologien, die zum Umstieg auf eine sichere und nachhaltige 
Wirtschaft mit geringem CO2-Ausstoß beitragen und Unterstützung bei der Erfüllung der 
Verpflichtung der Gemeinschaft, die Energieeffizienz bis 2020 um 20 % zu steigern; 

c) Maßnahmen zur Vermeidung des Abholzens von Wäldern und zur Förderung der 
Aufforstung und Wiederaufforstung in den Entwicklungsländern, die das internationale 
Abkommen über den Klimawandel ratifiziert haben; Technologietransfer und Erleichterung 
der Anpassung dieser Länder an die negativen Auswirkungen des Klimawandels; 

d) Kohlenstoffspeicherung durch Fortwirtschaft in der Gemeinschaft; 

e) umweltverträgliche Abscheidung und geologische Speicherung von CO2 insbesondere 
aus mit festen fossilen Brennstoffen betriebenen Kraftwerken und in verschiedenen 
industriellen Sektoren und Teilsektoren einschließlich in Drittstaaten; 



f) Förderung der Umstellung auf emissionsarme und öffentliche Verkehrsmittel; 

g) Finanzierung der Erforschung und Entwicklung energieeffizienter und sauberer 
Technologien in Sektoren, die unter diese Richtlinie fallen; 

h) Maßnahmen zur Verbesserung der Energieeffizienz und Wärmedämmung oder zur 
finanziellen Unterstützung, um soziale Angelegenheiten von Haushalten mit niedrigem und 
mittlerem Einkommen anzugehen; 

i) Deckung der Kosten für die Verwaltung des Gemeinschaftssystems. 

Die Mitgliedstaaten genügen den Anforderungen dieses Absatzes, wenn sie steuerliche 
oder finanzielle Unterstützungsmaßnahmen haben und durchführen, insbesondere auch in 
den Entwicklungsländern, oder nationale Rechtsvorschriften zum wirksamen Einsatz von 
finanzieller Unterstützung, die den in Unterabsatz 1 genannten Zwecken dienen und die 
einem Gegenwert von mindestens 50 % der Einnahmen aus den in Absatz 2 genannten 
Versteigerungen der Zertifikate entsprechen, einschließlich sämtlicher Einnahmen aus den 
in Absatz 2 Buchstaben b und c genannten Versteigerungen. 

Die Mitgliedstaaten informieren die Kommission in den Berichten, die sie gemäß der 
Entscheidung Nr. 280/2004/EG vorlegen, über die Verwendung der Einnahmen und die 
aufgrund dieses Absatzes ergriffenen Maßnahmen. 

(4) Die Kommission erlässt bis zum 30. Juni 2010 eine Verordnung über den zeitlichen und 
administrativen Ablauf sowie sonstige Aspekte der Versteigerung, um ein offenes, 
transparentes, harmonisiertes und nicht diskriminierendes Verfahren sicherzustellen. Hierzu 
sollte das Verfahren vorhersehbar sein, besonders was den Zeitplan und die Abfolge der 
Versteigerungen und die voraussichtlich zur Verfügung zu stellenden Mengen angeht. 

Die Versteigerungen werden so konzipiert, dass 

a) die Betreiber, insbesondere die unter das Gemeinschaftssystem fallenden kleinen und 
mittleren Unternehmen (KMU), einen uneingeschränkten, fairen und gleichberechtigten 
Zugang haben, 

b) alle Teilnehmer zum selben Zeitpunkt Zugang zu denselben Informationen haben und die 
Teilnehmer den Auktionsbetrieb nicht beeinträchtigen, 

c) die Organisation der Versteigerungen und die Teilnahme daran kosteneffizient ist und 
unnötige Verwaltungskosten vermieden werden und 

d) der Zugang zu Zertifikaten für kleine Emittenten gewährleistet ist. 

Diese Maßnahme zur Änderung nicht wesentlicher Bestimmungen dieser Richtlinie durch 
Ergänzung wird nach dem in Artikel 23 Absatz 3 genannten Regelungsverfahren mit 
Kontrolle erlassen. 

Die Mitgliedstaaten erstatten über die ordnungsgemäße Anwendung der 
Versteigerungsregeln für jede Versteigerung Bericht, insbesondere im Hinblick auf den 
fairen und offenen Zugang, die Transparenz, die Preisbildung und technische und 
verfahrenstechnische Aspekte. Diese Berichte werden binnen einem Monat nach der 
Versteigerung vorgelegt und auf der Website der Kommission veröffentlicht. 

(5) Die Kommission überwacht das Funktionieren des europäischen CO2-Marktes. Sie legt 
dem Europäischen Parlament und dem Rat alljährlich einen Bericht über das Funktionieren 
des CO2-Marktes unter Berücksichtigung der Durchführung der Versteigerungen, der 
Liquidität und der gehandelten Mengen vor. Nötigenfalls stellen die Mitgliedstaaten sicher, 
dass die einschlägigen Informationen der Kommission spätestens zwei Monate vor 
Annahme dieses Kommissionsberichts übermittelt werden.“ 

 


